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Einladung zur Jahreshauptversammlung 

 

Liebe Gartenfreunde,  

 

der Vorstand lädt ein zur Jahreshauptversammlung im Vereinsheim am 

 

08.03.2025 um 15:00 Uhr. 

 
Die Tagesordnung sieht folgende Punkte vor: 

 

1. Begrüßung 

2. Feststellung der Beschlussfähigkeit und ordnungsgemäßen Einladung  

3. Ehrung der verstorbenen Gartenfreunde 

4. Genehmigung der vorläufigen Tagesordnung 

5. Verlesung des Protokolls der Mitgliederversammlung vom 26.10.2024 

6. Änderung der Schlichtungsordnung (einsehbar im Schaukasten am Büro und auf der 

Homepage www.kgvsk.de unter Aushänge) 

7. Bericht des Vorstands  

7a. Vorsitzender, 7b. stellv. Vorsitzender, 7c. Kassierer, 7d. Fachberater 

8. Aussprache zu den Berichten 

9. Anträge (1 Antrag wurde bis zum 08.02.2025 eingereicht, einsehbar im Schaukasten am Büro 

und auf der Homepage) 

10. Verschiedenes 

 

Wir freuen uns auf zahlreiches Erscheinen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Der Vorstand   

KGV Schwarzer Kamp e.V. 

 

Kleingärtnerverein Schwarzer Kamp e.V. 
Madamenweg 102b  38120 Braunschweig 

Tel.: 0531-860815  Fax.: 0531-6803613 
E-Mail: vorstand@kgvsk.de 

AUSHANG INFORMATION 



Anhang zur Satzung neue Fassung

I. Schlichtungsordnung

1. Zusammensetzung

1. Bei den Bezirksverbänden können 
Schlichtungsausschüsse gebildet werden. Falls ein 
Bezirksverband keinen Schlichtungsausschuss hat, ist 
der Schlichtungsausschuss beim Landesverband 
zuständig.

2. Der Schlichtungsausschuss besteht aus dem 
Vorsitzenden, der Jurist mit zwei Staatsexamina sein 
muss, einem Protokollführer und drei Beisitzern oder 
den Vertretern der Vorgenannten.

3. Die Mitglieder des Schlichtungsausschusses 
werden im Bezirksverband durch den Bezirkstag, im 
Landesverband durch den erweiterten Vorstand auf 
vier Jahre gewählt. Die Wiederwahl ist zulässig. Bei 
Vorliegen eines wichtigen Grundes können 
Ausschussmitglieder vom Bezirkstag bzw. vom 
erweiterten Landesverbandsvorstand abberufen 
werden.

4. Zur Beschlussfassung ist die Anwesenheit aller 
Mitglieder oder ihrer Vertreter erforderlich. Für das von 
einem Schlichtungsausschuss anzuwendende 
Verfahren gelten die Vorschriften der ZPO über das 
schiedsrichterliche Verfahren.

Anhang zur Satzung alte Fassung

I. Schlichtungsordnung

1. Zusammensetzung

1. Bei den Bezirksverbänden können Schlichtungsaus-
schüsse gebildet werden. Falls ein Bezirksverband 
keinen Schlichtungsausschuss hat, ist der Schlich-
tungsausschuss beim Landesverband zuständig.

2. Der Schlichtungsausschuss besteht aus dem 
Vorsitzenden, Protokollführer, und drei Beisitzern 
sowie Vertretern der vorgenannten Mitglieder. Die 
Mitglieder des Schlichtungsausschusses sowie ihre 
Vertreter müssen Mitglied eines Vereins des Landes-
verbandes Braunschweig der Gartenfreunde e. V. sein.

3. Die Mitglieder des Schlichtungsausschusses wer-
den im Bezirksverband durch den Bezirkstag, im Lan-
desverband durch den erweiterten Vorstand auf vier 
Jahre gewählt. Die Wiederwahl ist zulässig. Bei Vor-
liegen eines wichtigen Grundes können Ausschuss-
mitglieder vom Bezirkstag bzw. vom erweiterten 
Landesverbandsvorstand abberufen werden.

4. Zur Beschlussfassung ist die Anwesenheit aller 
Mitglieder oder ihrer Vertreter erforderlich. Für das von 
einem Schlichtungsausschuss anzuwendende 
Verfahren gelten die Vorschriften der ZPO über das 
schiedsrichterliche Verfahren.



2. Einlegung der Beschwerde

1. Gegen Beschlüsse des Vereinsvorstandes kann innerhalb von 
zwei Wochen nach Verkündung bzw. Zugang der Entscheidung 
schriftliche Beschwerde bei dem zuständigen Schlichtungs-
ausschuss eingelegt werden. Die Durchführung des Schlich-
tungsverfahrens ist von der Zahlung eines Kostenvorschusses 
von Euro 150,00 (in Worten: Einhundertfünfzig) abhängig. Der 
Vorschuss ist mit der Einlegung der Beschwerde fällig und 
binnen 2 Wochen auf das Konto des Landesverbandes 
Braunschweig der Gartenfreunde e. V. zu zahlen. Die Bear-
beitung der Beschwerde erfolgt nur bei fristgerechter Zahlung 
des Vorschusses. Die Frist kann auf Antrag, der zu begründen 
ist, verlängert werden. Sobald der Kostenvorschuss eingegan-
gen ist, werden die Parteien schriftlich über die Besetzung des 
Schlichtungsausschusses informiert und die Möglichkeit, 
innerhalb von zwei Wochen (Ausschlussfrist) nach Eingang 
des Besetzungsschreibens höchstens jeweils zwei benannte 
Mitglieder durch eigene Vorschläge zu ersetzen. Sobald fest-
steht, in welcher Besetzung der Schlichtungsausschuss 
zusammengesetzt ist, wird der Vorsitzende oder sein Vertreter 
einen Termin zur mündlichen Verhandlung anberaumen und 
die Parteien laden. Entscheidet der Schlichtungsausschuss, 
dass ein weiterer Schlichtungstermin in einem Verfahren 
notwendig wird, ist ein durch den Schlichtungsausschuss 
festgesetzter Kostenvorschuss für diesen Verhandlungstermin 
ebenfalls binnen zwei Wochen nach Bekanntgabe auf das 
Konto des Landesverbandes zu zahlen. Die Beschwerde gilt 
als zurückgenommen, wenn der Vorschuss nicht fristgerecht 
eingezahlt wird. Eine vorherige Anrufung des Gerichts ist nicht 
zulässig. Die Beschwerde ist schriftlich zu begründen. Alle 
Schriftstücke sind mit je einer Abschrift einzureichen.

2. Einlegung der Beschwerde

1. Gegen Beschlüsse des Vereinsvorstandes kann innerhalb 
von zwei Wochen nach Verkündung bzw. Zugang der 
Entscheidung schriftliche Beschwerde bei dem zuständigen 
Schlichtungsausschuss eingelegt werden. Die Durchführung 
des Schlichtungsverfahrens ist von der Zahlung eines 
Kostenvorschusses von Euro 150,00 (in Worten: 
Einhundertfünfzig) abhängig. Der Vorschuss ist mit der 
Einlegung der Beschwerde fällig und binnen 2 Wochen auf das 
Konto des Landesverbandes Braunschweig der Gartenfreunde 
e. V. zu zahlen. Die Bearbeitung der Beschwerde erfolgt nur bei 
fristgerechter Zahlung des Vorschusses. Die Frist kann auf 
Antrag, der zu begründen ist, verlängert werden. Entscheidet 
der Schlichtungsausschuss, dass ein weiterer 
Schlichtungstermin in einem Verfahren notwendig wird, ist ein 
durch den Schlichtungsausschuss festgesetzter 
Kostenvorschuss für diesen Verhandlungstermin ebenfalls 
binnen zwei Wochen nach Bekanntgabe auf das Konto des 
Landesverbandes zu zahlen. Die Beschwerde gilt als 
zurückgenommen, wenn der Vorschuss nicht fristgerecht 
eingezahlt wird. 
Eine vorherige Anrufung des Gerichts ist nicht zulässig. Die 
Beschwerde ist schriftlich zu begründen. Alle Schriftstücke 
sind mit je einer Abschrift einzureichen.



2. Dem Vereinsvorstand sind Beschwerde und 
Begründung mit der Aufforderung zur Stellungnahme 
innerhalb einer vom Vorsitzenden des Ausschusses 
gesetzten Frist zu übersenden.

3. Mündliche Verhandlung

1. Über Beschwerden hat der Schlichtungsausschuss 
mündlich zu verhandeln. Der Schlichtungsausschuss 
hat die Parteien mindestens eine Woche vorher 
schriftlich zu laden und bei Erscheinen anzuhören.

2. Zeugen können von den Parteien auf eigene Kosten 
mitgebracht werden. Über ihre Anhörung entscheidet 
der Schlichtungsausschuss.

3. Über die Verhandlung ist ein Protokoll zu führen, das 
von dem Vorsitzenden und dem Protokollführer zu 
unterzeichnen ist.

4. Der Schlichtungsausschuss hat eine gütliche 
Einigung anzustreben. Bei einem Schiedsspruch kann 
der Beschluss der Vorinstanz bestätigt, aufgehoben 
oder die Sache zurückverwiesen werden.

5. Die Verfahrenskosten setzt der 
Schlichtungsausschuss fest und entscheidet, wer sie 
zu tragen hat.

2. Dem Vereinsvorstand sind Beschwerde und 
Begründung mit der Aufforderung zur Stellungnahme 
innerhalb einer vom Vorsitzenden des Ausschusses 
gesetzten Frist zu übersenden.

3. Mündliche Verhandlung

1. Über Beschwerden hat der Schlichtungsausschuss 
mündlich zu verhandeln. Der Schlichtungsausschuss 
hat die Parteien mindestens eine Woche vorher 
schriftlich zu laden und bei Erscheinen anzuhören.

2. Zeugen können von den Parteien auf eigene Kosten 
mitgebracht werden. Über ihre Anhörung entscheidet 
der Schlichtungsausschuss.

3. Über die Verhandlung ist ein Protokoll zu führen, das 
von dem Vorsitzenden und dem Protokollführer zu 
unterzeichnen ist.

4. Der Schlichtungsausschuss hat eine gütliche 
Einigung anzustreben. Bei einem Schiedsspruch kann 
der Beschluss der Vorinstanz bestätigt, aufgehoben 
oder die Sache zurückverwiesen werden.

5. Die Verfahrenskosten setzt der 
Schlichtungsausschuss fest und entscheidet, wer sie 
zu tragen hat.



4. Säumnis einer Partei

Versäumt es eine Partei zu einer mündlichen 
Verhandlung zu erscheinen oder innerhalb einer 
festgelegten Frist Beweise vorzulegen, so 
entscheidet der Schlichtungsausschuss nach 
Aktenlage. Im Übrigen gelten die Vorschriften 
der ZPO über die Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand.

5. Aufhebungsantrag

1. Der Schiedsspruch hat unter den Parteien die 
Wirkung eines rechtskräftigen gerichtlichen 
Urteils (§ 1055 ZPO).

2. Gegen einen Schiedsspruch kann nur der 
Antrag auf gerichtliche Aufhebung gestellt 
werden.

3. Der Aufhebungsantrag ist innerhalb eines 
Monats beim Oberlandesgericht Celle 
einzureichen. Die Frist beginnt mit dem Tag des 
Zugangs des schriftlich begründeten 
Schiedsspruches.

4. Säumnis einer Partei

Versäumt es eine Partei zu einer mündlichen 
Verhandlung zu erscheinen oder innerhalb einer 
festgelegten Frist Beweise vorzulegen, so 
entscheidet der Schlichtungsausschuss nach 
Aktenlage. Im Übrigen gelten die Vorschriften 
der ZPO über die Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand.

5. Aufhebungsantrag

1. Der Schiedsspruch hat unter den Parteien die 
Wirkung eines rechtskräftigen gerichtlichen 
Urteils (§ 1055 ZPO).

2. Gegen einen Schiedsspruch kann nur der 
Antrag auf gerichtliche Aufhebung gestellt 
werden.

3. Der Aufhebungsantrag ist innerhalb eines 
Monats beim Oberlandesgericht Celle 
einzureichen. Die Frist beginnt mit dem Tag des 
Zugangs des schriftlich begründeten 
Schiedsspruches.



Hiermit beantrage ich Waldemar Wazynski eine Festsetzung einer Vereinsstrafe für nicht 

Anwesenheit beim Wasser anstellen bzw. ablesen in Höhe von 100€ bei 

Pflichtveranstaltungen. 

Weil einige Garten Freunde nicht Anwesen waren konnten in einigen Gängen kein Wasser 

angestellt werden weil vereinseitig nicht zugedreht war,und dem Verein nachträglich viel 

Geld  kostet ,die man  vermeiden Kann .Das man  an den zwei Terminen von 9.00 bis .12 00 

Anwesen sein muss. 

 

 


